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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Eine im März 2015 eingereichte Motion Jans (sp, BS) verlangt vom Bundesrat eine
wahrheitsgetreue Statistik der von mittleren und grossen Verbrauchern bezahlten
Strompreise. Die von der Elcom und dem Bundesamt für Energie publizierte
Strompreisstatistik sei wenig aussagekräftig, da die von mittleren und grossen
Verbrauchern auf dem liberalisierten Markt bezahlten Strompreise nicht erhoben
würden und der Marktanteil dieser Elektrizität über 50% betragen dürfte. Am 20. Mai
2015 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Er anerkenne zwar das
Anliegen der Motion, die Einführung einer Vollerhebung sei aber mit erheblichem
Aufwand für die Erhebungsorgane und die Datenlieferanten verbunden.

MOTION
DATUM: 20.05.2015
NIKLAUS BIERI

Im Namen der Standortförderung verteidigte Beat Jans (sp, BS) in der Herbstsession
2016 im Nationalrat seine Motion für eine wahrheitsgetreue Statistik der Strompreise:
Indem von der Statistik nur die Strompreise für Kleinkunden ausgewiesen würde,
könnten sich Firmen nicht über die dank der Liberalisierung weit tieferen Preise
informieren. Seine Motion fordere nicht mehr, als dass eine Preis-Statistik auch die
tatsächlichen Preise ausweise. Bundesrätin Doris Leuthard entgegnete, dass die
Strompreise durchaus in Erfahrung zu bringen seien, eine Anpassung der Statistik aber
mit zu grossem Aufwand verbunden wäre. Der Rat lehnte die Motion in der Folge mit
130 zu 62 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. Zugestimmt haben SP, Grüne und
Grünliberale, die anderen Fraktionen lehnten geschlossen ab. 1

MOTION
DATUM: 21.09.2016
NIKLAUS BIERI

Nachdem in einem ersten Schritt im Jahr 2007 der Strommarkt für Grosskunden mit
einem Verbrauch von über 100 Kilowattstunden liberalisiert worden war, sollte mit der
von der UREK-NR eingereichten Motion nun die zweite Öffnungsetappe für
Kleinkunden folgen. Die Mehrheit der Kommission erhoffte sich von der Liberalisierung
die Schaffung von mehr Anreizen zu technischem Fortschritt und zu Effizienzgewinn
sowie eine Verringerung der ungleichen Lastenverteilung zwischen gebundenen und
ungebundenen Endkunden. Letzteres Argument nahm auch der die Kommission im Rat
vertretende Christian Wasserfallen (fdp, BE) auf: Mit der Motion sollten für alle «gleich
lange Spiesse» geschaffen werden, denn es bestehe derzeit ein grosses
Ungleichgewicht auf dem Markt, da nicht alle Haushalte und KMU gleich viel für den
Strom bezahlen müssten und die Schweiz aufgrund unterschiedlicher Regelungen
einem «Flickenteppich» ähnlich sehe. Der zweite Schritt der Liberalisierung sei zudem
nötig, damit die Schweiz ein Stromabkommen mit der EU abschliessen könne.
Schliesslich könnten gemäss Wasserfallen erneuerbare Energien auf einem nicht
liberalisierten Markt gar nicht überleben, was der Energiestrategie 2050 widerspräche.
Auch Pierre-André Page (svp, FR) unterstützte Wasserfallen und fügte an, dass die
Konsumenten durch diesen Schritt mehr Flexibilität hätten, aus mehr attraktiven
Produkten auswählen und ihren Konsum so auch anpassen könnten.
Ganz anderer Meinung war SP-Fraktionschef Roger Nordmann – seine Minderheit hatte
die Ablehnung der Motion beantragt. In der Ratsrede sprach er von einer Illusion der
alles regelnden Marktmacht und warnte erstens davor, dass die Kunden durch die
geplante Liberalisierung keinen Rappen sparen würden, da die Produzenten bei mehr
Wettbewerb auf Werbung setzen würden, was die Endpreise wieder in die Höhe triebe.
Zweitens würde das Ziel der Förderung von erneuerbaren Energien entgegen der
Meinung Wasserfallens auch mit einer «ruckartigen Liberalisierung»  verfehlt, da die
Stromproduzenten dadurch wie Axpo und Alpiq in Schwierigkeiten gerieten und die
Schweiz von billigem ausländischem Kohlestrom überschwemmt würde. Betreffend das
Abkommen mit der EU und der damit verbundenen Versorgungssicherheit sah
Nordmann zwar die Notwendigkeit der Liberalisierung, das heisse jedoch nicht, dass
man den Markt den Marktkräften überlassen müsse, betonte er.  Stattdessen bedürfe
der Strommarkt staatlicher Korrektur- und Unterstützungsmassnahmen.
Für Gesprächsstoff sorgte in der Ratsdebatte vor allem auch der Motionstext selber.
Grundsätzlich befürworteten die im Rat sprechenden Parlamentarierinnen und
Parlamentarier die Liberalisierung, jedoch stritten sie um die Art und Weise wie diese
erfolgen sollte. Christian Imark (svp, SO) widersprach Roger Nordmann, dass niemand

MOTION
DATUM: 08.03.2018
MARCO ACKERMANN
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von einer bedingungslosen Liberalisierung spreche, wie jener dies anprangere.
Nordmann las daraufhin den Gesetzestext vor und kritisierte, dass nirgends von
Leitplanken, einem EU-Abkommen oder von Investitionen in erneuerbare Energien
gesprochen werde. Zustimmen würde er erst, wenn diese Punkte auch geregelt seien.
Daraufhin meldete sich Bundesrätin Doris Leuthard zu Wort und beteuerte, dass die
Liberalisierung selbstverständlich von flankierenden Massnahmen begleitet werden
müsse. Eine Liberalisierung bringe vor allem Produktinnovationen, neue
Geschäftsmodelle, beseitige Preisdifferenzen auf den Strombeschaffungskosten und
sei deshalb auch konsumentenfreundlich. Bezüglich der Wahlfreiheit des
Stromanbieters konkretisierte Leuthard die Vorstellungen des Bundesrates, wonach der
Wechsel – wie bei der Krankenkasse – einmal jährlich möglich sein solle. Sie bat die
grosse Kammer zur Annahme der Motion. Dieser Bitte und der Empfehlung der
Mehrheit der UREK folgten 130 Nationalrätinnen und Nationalräte, 44 Gegenstimmen
gingen aus der SP- und der Grünen-Fraktion ein. 8 Personen enthielten sich der
Stimme. 2

Stillschweigend folgte der Ständerat in der Sommersession 2019 der einstimmigen
UREK-SR, die im vorangehenden Februar eine Motion mit dem Ziel eingereicht hatte,
die langfristige Stromversorgungssicherheit in der Schweiz sicherzustellen und dabei
eine Klärung der Verantwortlichkeiten vorzunehmen. Die Energiekommission hatte die
künftige Versorgungssicherheit in der Schweiz als unsicher erachtet, da mit dem
vorgesehenen mittelfristigen Atomausstieg ein erheblicher Teil der inländischen
Stromproduktion wegfallen wird und gleichzeitig noch kein Stromabkommen mit der EU
abgeschlossen worden ist, welches eine vollständige Teilnahme am EU-
Strombinnenmarkt ermöglichen würde und das Problem der Versorgungssicherheit
entschärfen könnte. Bei der Planung müsse deshalb auch vom Szenario ausgegangen
werden, dass kein Abkommen mit der EU zustande kommt, erklärte die Kommission.
Der Bundesrat dürfe zudem die sinkende Exportfähigkeit der Nachbarländer nicht
unterschätzen, da auch diese Umwälzungen in ihren Energiesystemen durch den
Ausstieg aus Atom- und Kohleenergie durchleben würden. Als konkrete Forderung
nannte die Kommission deshalb, dass der Bundesrat im Rahmen der Revision des
Stromversorgungsgesetzes (StromVG) eine Marktordnung unterbreitet, welche eine
angemessene Stromproduktion im Inland anstrebt, um eine langfristige
Versorgungssicherheit zu erreichen. Diese Marktordnung soll dabei die Ziele der
Energiestrategie 2050 sowie jene zur Senkung des CO2-Ausstosses beachten. Zur
Erreichung des angestrebten Zuwachses der Investitionen in erneuerbare Energien
bedürfe es deshalb auch der Ausarbeitung neuer Förderinstrumente, welche die
bestehenden und im Jahr 2023 auslaufenden Massnahmen ersetzen. Um für
Entscheidungs- und Planungssicherheit zu sorgen, sollen zudem die
Verantwortlichkeiten im Bereich der Stromversorgungssicherheit gesetzlich geklärt
werden.
Die Kommission hatte ihre Forderungen mit einem Bericht der ELCOM vom Mai 2018
untermauert, in welchem die Elektrizitätskommission gemahnt hatte, dass vor allem
fürs Winterhalbjahr weitere Massnahmen zu ergreifen seien, um zukünftig eine
angemessene Inlandsproduktion – angesichts des mittelfristig wegfallenden
Atomstroms und der bisher nicht erfolgten Umsetzung der Richtwerte beim Zuwachs
von Windenergie und Geothermie – zu erreichen. Auch der Bundesrat erachtete das
Anliegen als sinnvoll und möchte dieses in die laufenden Arbeiten bei der Ausarbeitung
des Marktmodells integrieren. 3

MOTION
DATUM: 18.06.2019
MARCO ACKERMANN

Energiepolitik

Der Ständerat befasste sich mit zwei im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissenen
Motionen von Lustenberger (cvp, LU). Er lehnte die Motion (Mo. 04.3596) über die
Förderung erneuerbarer Energien als erfüllt ab und nahm jene für ein Gesamt-
Energiekonzept für die nächsten 25 Jahre an. 4

MOTION
DATUM: 05.10.2006
ANDREA MOSIMANN
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Der Bundesrat hatte nach der Vernehmlassung das UVEK im Sommer 2016 beauftragt, zu
gegebenem Zeitpunkt weitere Schritte zur  Strommarktliberalisierung einzuleiten.
Diesen Zeitpunkt sah die UREK-NR Ende 2017 gekommen, reichte eine entsprechende
Motion ein und kündigte in einer Medienmitteilung an, die vollständige Liberalisierung
des Strommarktes umsetzen zu wollen. Eine vollständige Strommarktliberalisierung soll
bezwecken, dass zukünftig auch Kleinkunden und private Haushalte entscheiden
können, wo sie ihren Strom beziehen möchten. Kleinkunden und Grosskunden, die
nicht auf dem internationalen Strommarkt einkaufen, bezahlen aktuell einen festen
Strompreis, der nur jährlich angepasst wird. 

Begonnen hatte die Debatte um die Liberalisierung des Strommarktes schon im Jahr
1999, endete dann vorerst jedoch mit einer Ablehnung an der Urne im Jahr 2002. Ein
weiterer Schritt der Liberalisierung folgte fünf Jahre später mit dem
Stromversorgungsgesetz, dank dem Grosskunden mit einem Verbrauch von über
100'000 kWh ihren Strom seit 2009 auf dem internationalen Markt frei beziehen
können. Diese teilweise Liberalisierung reiche gemäss UVEK jedoch nicht aus, um ein
Stromabkommen mit der EU abschliessen zu können. Ein Abkommen bringe mehr
Versorgungssicherheit, senke gleichzeitig die Kosten und stelle die Schweiz bei
Stromengpässen auf die gleiche Prioritätsstufe wie die EU-Staaten, erklärte Bundesrätin
Doris Leuthard gegenüber der NZZ. Wie aus den Medien zu vernehmen war,
befürchteten die linken Parteien jedoch, dass bei einem Abkommen billiger Kohlestrom
importiert würde, sowie Wasserkraftwerke und Arbeitsplätze in der Schweiz verloren
gingen. Auf der anderen Seite habe sich gemäss dem Tagesanzeiger die SVP
diesbezüglich noch nicht genauer geäussert und die FDP sei gespalten. Unterstützung
sei somit vorwiegend in der Mitte zu finden. Unklar seien somit die Auswirkungen dieser
Massnahmen auf die Umsetzung der beschlossenen Energiestrategie 2050. 5

MOTION
DATUM: 31.10.2017
MARCO ACKERMANN

Der Nationalrat folgte in der Wintersession 2019 stillschweigend und diskussionslos
seiner Schwesterkammer und nahm eine Motion der UREK-SR an, die eine langfristige
Stromversorgungssicherheit in der Schweiz und eine Klärung der
Verantwortlichkeiten verlangte. Die vorberatende und ebenfalls einstimmig gesinnte
UREK-NR betonte die Wichtigkeit der Vorlage und verwies auf ihre eigene Motion
17.3970 («Revision des StromVG. Etablierung einer strategischen Reserve»), deren
Stossrichtung dieselbe war. Beide Geschäfte forderten die Sicherstellung der
langfristigen Stromversorgungssicherheit. Mittelfristig bis 2025 seien zwar
grundsätzlich keine Stromengpässe zu erwarten, langfristig bestünden aber viele
Unklarheiten, so zum Beispiel darüber, wie der Ausbau der Produktion in der Schweiz
und in Europa verlaufen werde, inwieweit die Schweiz in den EU-Strombinnenmarkt
eingebunden sein werde und wie stark ökologische Überlegungen der Dekarbonisierung
im Bereich der Klimapolitik Auswirkungen auf die Strombranche haben würden. Von
grosser Wichtigkeit sei daher vor allem die Beachtung des Zusammenspiels zwischen
Energie- und Klimapolitik. Mit der Annahme der Motion wird sich der Bundesrat dieser
zentralen Frage annehmen müssen. 6

MOTION
DATUM: 09.12.2019
MARCO ACKERMANN

In einer im März 2018 eingereichten Motion forderte Benjamin Roduit (cvp, VS), dass
der Bundesrat die Revisionsvorlage für das neue StromVG dem Parlament vorlegt und
sicherstellt, dass diese Revision im Stromsektor in Einklang mit der parallel laufenden
Gesetzesrevision im Gassektor (neues GasVG) steht. Der Motionär argumentierte, dass
es einen Trend hin zur Koppelung der Sektoren Strom, Gas und Wärme gebe und es
deshalb wichtig sei, die einzelnen Gesetzesprojekte in einem Gesamtüberblick zu
beleuchten. In seiner ablehnenden Stellungnahme konstatierte der Bundesrat, dass es
tatsächlich viele Interdependenzen zwischen dem Gas- und dem Strommarkt gebe und
die Vorlagen nicht unabhängig voneinander betrachtet werden dürften. Er stimmte
somit zwar der Forderung des Walliser Nationalrates zu, erachtete die Motion jedoch
als bereits erfüllt, da er diese Abhängigkeiten bereits erkannt und bei der Ausgestaltung
der beiden Gesetzesvorlagen entsprechend berücksichtigt habe. Da das Geschäft von
den Räten innert der Zweijahresfrist unbehandelt blieb, wurde es im Juni 2020
abgeschrieben. 7

MOTION
DATUM: 19.06.2020
MARCO ACKERMANN
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Netz und Vertrieb

Au cours des mois de février et mars, les travaux des experts de l’OSEL se sont faits
prendre à parti par la Commission de l’électricité du Conseil national, qui les jugeait
insatisfaisants et trop lents. Suivant le point de vue de sa commission, le Conseil
national a accepté une initiative parlementaire Speck (udc, AG) (Iv. Pa. 03.409) et une
motion Schweiger (prd, ZG). Le premier texte demandait à ce que les dispositions de la
loi sur le marché de l’électricité (LME) non contestées soient reprises dans une nouvelle
loi. Le second texte exigeait quant à lui que les autorités fédérales mettent les
bouchées doubles pour rédiger la nouvelle loi. L’adoption de ces objets n’a toutefois
pas entraîné la création d’une sous-commission par la Commission de l’énergie pour
l’élaboration d’une nouvelle LME. En effet, avec le mandat qui avait été confié par le
Conseil fédéral au groupe d’experts Schaer, elle était jugée superflue. Néanmoins, dans
son message, le Conseil fédéral a tenu compte des points cités plus hauts, ainsi que
ceux d’une sous-commission instituée par la Commission de l’environnement, de
l’aménagement du territoire et de l’énergie du Conseil national, qui avait élaboré ses
propres valeurs de référence en vue d’un projet de loi. 8

MOTION
DATUM: 03.12.2004
PHILIPPE BERCLAZ

Au parlement, la CEATE-CN s’est élevée contre l’application restrictive par le Conseil
fédéral, les gestionnaires du réseau de distribution et la commission de l’électricité
(ElCom) de la réglementation concernant le droit d’accès au marché des clients finaux
dont la consommation annuelle égale ou excède 100 megawattheures (mWh). Alors que
la loi prévoit que, lors de la première étape de la libéralisation, ces gros consommateurs
peuvent se fournir sur le marché libre, tout en conservant la possibilité de
s’approvisionner auprès du gestionnaire du réseau de distribution, l’ordonnance
édictée par le Conseil fédéral exclut cette dernière option pour les clients qui ont fait
usage de leur droit d’accès au marché libre, lesquels ne peuvent ainsi pas revenir en
régime de monopole en cas de mauvaises expériences. Surtout, des fournisseurs locaux
ont appliqué cette mesure de manière rétroactive et rejeté des demandes de
réintégration au régime de monopole au motif que les entreprises concernées avaient
conclu des contrats d’approvisionnement sur le marché avant l’entrée en vigueur de la
LApEl. Saisie par ces dernières, l’ElCom a jugé ces pratiques conformes à la législation.
À l’inverse, la CEATE-CN a estimé qu’elles violaient le principe de la bonne foi et
pourraient avoir de graves conséquences économiques pour les entreprises à forte
consommation. Aussi a-t-elle déposé une motion exigeant du Conseil fédéral qu’il
révise l’OApEl afin de la conformer à la LApEl en garantissant la possibilité pour les
clients finaux jouissant d’un droit d’accès au marché libre de rester ou revenir en
régime de monopole. Malgré l’opposition du gouvernement, qui a défendu son
interprétation de la loi et invité le parlement à attendre l’issue des procédures
judiciaires en cours à ce sujet, le Conseil national a adopté la motion de sa commission,
par 107 voix contre 47, lors de la session de printemps. 9

MOTION
DATUM: 08.03.2010
NICOLAS FREYMOND

S’agissant du prix du courant, la chambre basse a rejeté, par 106 voix contre 54, une
motion de sa CEATE visant à réduire la part du prix du courant imputable aux
collectivités publiques en empêchant les communes et les cantons de prévoir dans leur
budget le versement de bénéfices exceptionnels de la part des entreprises électriques
dans lesquelles ils ont une participation majoritaire. Le plénum a suivi le Conseil fédéral
qui a estimé que cette mesure violait la répartition constitutionnelle des compétences
entre la Confédération, les cantons et les communes et qui a rappelé que l’ElCom a le
pouvoir d’ordonner une baisse de ces bénéfices si elle les juge excessifs. 10

MOTION
DATUM: 08.03.2010
NICOLAS FREYMOND

Le parlement a en partie adopté une motion Gasche (pbd, BE) portant sur des
modifications de la loi sur l’approvisionnement en électricité (LApEl). En vue d’une
prochaine étape d’ouverture du marché de l’électricité, les deux Chambres fédérales
ont accepté que les tarifs soient fixés en fonction des prix du marché et non en
fonction des coûts de production et des contrats d’achat à long terme, comme cela est
le cas jusqu’à présent. En revanche, une partie de la motion demandant de relever le
taux d’intérêt pour les réseaux électriques a été rejetée. 11

MOTION
DATUM: 13.12.2012
LAURENT BERNHARD
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Le Conseil national a accepté lors de la session d’été une motion Noser (plr, ZH)
demandant que les fournisseurs et les consommateurs aient un accès libre et égal au
marché de l'énergie. Pour parvenir à cet objectif, le texte prévoit que le Conseil fédéral
soumette un projet de modification des normes légales en vigueur. Le Conseil des Etats
ne s’est pas prononcé sur cette intervention parlementaire en 2013. 12

MOTION
DATUM: 13.06.2013
LAURENT BERNHARD

Ungeachtet der Grösse ihrer Nachfrage sollen alle Konsumenten und Produzenten
einen freien und gleichberechtigten Zugang zum Energiemarkt erhalten. Dies hatte
eine Motion Noser (fdp, ZH) gefordert, welche 2013 im Nationalrat angenommen
worden war und am 4. Juni 2014 im Ständerat behandelt wurde. Die UREK-SR
beantragte (wie auch der Bundesrat) die Ablehnung der Motion: Einerseits sei die
Forderung nach freiem Marktzugang überholt, da dieser mit der vollständigen
Marktöffnung 2017 erreicht werde, andererseits sei die Forderung nach einem
nationalen Netzbetreiber problematisch, da sich viele regionale Teilnetze im Besitz von
Gemeinden und Städten befänden. Der Ständerat folgte seiner Kommission und dem
Bundesrat und lehnte die Motion ab. 13

MOTION
DATUM: 04.06.2014
NIKLAUS BIERI

In der Herbstsession 2019 lehnte der Nationalrat (mit 139 zu 43 Stimmen bei 2
Enthaltungen) eine Motion Nantermod (fdp, VS) ab, in welcher der Walliser eine
(partielle) Liberalisierung des Stromzählermarktes forderte. Derzeit könnten der
Verkauf, die Vermietung, die Installation und die Dienstleistungen im Bereich
Messsysteme von Gesetzes wegen nur vom jeweiligen Netzbetreiber vorgenommen
werden, was die Innovation hemme und den Vertreiberfirmen die Kassen auf Kosten
der Endkonsumentinnen und Endkonsumenten fülle – «une poule aux oeufs d'or» wie
es Nantermod vor dem Plenum bezeichnete. Der Bundesrat solle deshalb prüfen, ob es
sinnvoll wäre, dieses Monopol zumindest in einigen Bereichen – beispielsweise nur für
gewisse Kategorien von Endverbraucherinnen und Endverbrauchern – aufzubrechen.
Bundesrätin Simonetta Sommaruga pflichtete dem Motionär im Rat bei, dass eine
teilweise oder vollständige Öffnung des Messwesens ein grosses Innovationspotential
verspreche und dass die Preisgestaltung aufgrund des fehlenden Wettbewerbs
tatsächlich nicht überall korrekt ausfalle. Die Energieministerin versprach deshalb, das
Begehren demnächst im Rahmen der Beratungen zur Revision des
Stromversorgungsgesetzes (StromVG) aufzunehmen – wo im Bereich Liberalisierung der
Zählgeräte bereits eine Vernehmlassung durchgeführt worden sei. Der Bundesrat habe
die Motion deshalb 2017 vorwiegend aus verfahrenstechnischen Gründen abgewiesen.
Trotz der Ablehnung des Nationalrates und der ablehnenden Empfehlung des
Bundesrates dürfte das vorliegende Anliegen demnach in einem anderen Mantel wieder
auf der Traktandenliste erscheinen. 14

MOTION
DATUM: 19.09.2019
MARCO ACKERMANN

Eine von Bernhard Guhl (bdp, AG) im Sommer 2018 eingereichte und auf die neue
Legislaturperiode von seinem Parteikollegen Lorenz Hess (bdp, BE) übernommene
Motion forderte, die Innovation im Stromnetz zu ermöglichen. Konkret sollen dazu im
Kontext der Revision des StromVG bei der Netztarifierung mehr Gestaltungsfreiheit und
mehr Verursachergerechtigkeit Einzug halten. Der Bundesrat erachtete das Anliegen in
seiner Stellungnahme bereits als erfüllt, da im Zuge der Energiestrategie 2050
(Bestimmungen zu Mess-, Regel- und Steuersystemen im StromVG) und der Strategie
Stromnetze Massnahmen in Richtung Smart Grids, Effizienz und einer verbesserten
Integration dezentraler Stromproduktionsstätten getroffen worden seien. Mit der
Strategie Stromnetze habe zudem das Nova-Prinzip Eingang ins Gesetz gefunden, das
besagt, dass Netzoptimierung vor einer Netzverstärkung stehen soll und dadurch
innovative Massnahmen seitens der Netzbetreiber erwünscht seien. Mehr Freiraum und
Flexibilität bei der Verwendung von Leistungstarifen wollte der Bundesrat den
Betreibern zudem im Zuge der genannten Revision des StromVG einräumen, die im
Herbst 2018 in die Vernehmlassung kommen sollte. In seiner ablehnenden Haltung
erklärte der Bundesrat weiter, dass die Motion den Handlungsspielraum des
Bundesrates einschränken würde und grösseren administrativen Aufwand zur Folge
hätte. Im Sommer 2020 verstrich schliesslich die Behandlungsfrist des Vorstosses, was
zu dessen Abschreibung führte. 15

MOTION
DATUM: 19.06.2020
MARCO ACKERMANN
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Wasserkraft

Le Conseil des Etats a transmis sous la forme du postulat une motion Delalay (pdc, VS)
réclamant des modifications de plusieurs articles de la loi fédérale de 1991 sur la
protection des eaux (Leaux) qui règle la question de l'assainissement des cours d'eau.
Le motionnaire estimait que la loi devait tenir compte des pertes de production issues
d'une modification des débits résiduels et qu'elle devait être modifiée afin de
maintenir au mieux la compétitivité de la force hydraulique en vue de la libéralisation
du marché de l'électricité. Le Conseil fédéral a jugé que la loi en vigueur était efficace,
car elle représentait un compromis entre les intérêts de la protection et ceux de
l'utilisation des eaux. Il a estimé loi suffisamment claire en ce qui concerne le
versement d'indemnités dû à l'assainissement dans les cas où le cours d'eau concerné
est en contact étroit avec des biotopes inventoriés ou lorsque la protection du paysage
est touchée. La procédure de constat et la détermination du montant de l'indemnité
sont régies par la loi fédérale sur l'expropriation. 16

MOTION
DATUM: 06.10.1998
LAURE DUPRAZ

Alternativenergien

Le Conseil national a approuvé, sans discussion et par 97 voix contre 83, une motion
Bäumle (verts libéraux, ZH) chargeant le Conseil fédéral de présenter un projet de loi
fédérale urgente modifiant la loi sur l’énergie de sorte à supprimer les plafonds global
et spécifiques appliqués aux divers modes de production de courant vert en matière de
RPC. 17

MOTION
DATUM: 15.09.2009
NICOLAS FREYMOND

Le Conseil des Etats a décidé tacitement de ne pas donner suite à deux initiatives,
émanant des cantons de Berne et de Fribourg, demandant une révision du système de
la RPC. L’initiative du canton de Berne visait à la suppression pure et simple du
plafonnement de la RPC, tandis que celle du canton de Fribourg proposait de nouvelles
modalités de plafonnement pour l’énergie photovoltaïque. Le plénum a suivi la CEATE-
CE, qui a estimé que la modification de la loi sur l’énergie adoptée dans le cadre du
projet de hausse de la redevance hydraulique apportait une solution satisfaisante au
problème des listes d’attente de projets d’installations photovoltaïques. Pour la même
raison, les sénateurs ont rejeté tacitement la motion Bäumle (verts libéraux, ZH) allant
dans le même sens, que le Conseil national avait adoptée l’année précédente. 18

MOTION
DATUM: 02.06.2010
NICOLAS FREYMOND

1) AB NR, 2016, S. 1479.
2) AB NR, 2018, S.304 ff.; AZ, BaZ, SGT, TA, 9.3.18
3) AB SR, 2019, S. 473 f.; Medienmitteilung UREK-SR vom 12.2.19; Mo. 19.3004; NZZ, 7.6.19
4) AB SR, 2006, S. 907; AB NR, 2005, S. 452 und 1974.
5) Informationen des UVEK zur Öffnung des Strommarktes; Medienmitteilung UREK-NR vom 31.10.17; NZZ, 12.10., 27.10.,
28.10.17; WoZ, 9.11.17; CdT, 28.11.17; TA, 15.12.17; NZZ, 21.12.17
6) AB NR, 2019, S.2150; Bericht UREK-NR vom 29.10.19
7) Mo. 18.3336
8) BO CN, 2004, p. 445 ss. et 462 ss.; LT, 25.2 et 10.5.04; Express, 19.3.04; CdT, 20.3.04; DETEC, communiqué de presse,
3.12.04. 
9) BO CN, 2010, p. 229 s.
10) BO CN, 2010, p. 230 ss. Le CN a par ailleurs liquidé deux motions UDC (08.3520 et 08.3528) et une motion Paul
Rechsteiner (ps, SG; 08.3581), toutes trois déposées en 2008, suite à l’annonce des fortes hausses des tarifs par les
entreprises électriques, et devenues sans objet (BO CN, 2010, p. 1439, 1441 et 1445).
11) BO CN, 2012, p. 1209; BO CE, 2012, p. 1244 ss.
12) BO CN, 2013, p. 956 s.; NZZ, 13.6.13.
13) AB SR, 2014, S. 435 f.
14) AB NR, 2019, S.1714f.
15) Mo. 18.3678
16) BO CE, 1998, p. 1088 ss.
17) BO CN, 2009, p. 1548
18) BO CE, 2010, p.436 s. (BE, Iv. Pa. 08.327; FR, Iv. Pa. 09.302); BO CE, 2010, p.442
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